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2 – Übergangsregelung 

Im Schuljahr 2008/2009 bestimmt sich in der Jahrgangsstufe 10 
des siebenjährigen Bildungsganges zum Erwerb der allgemei­
nen Hochschulreife an Gymnasien 

a)	 die Dauer und Anzahl der schriftlichen Arbeiten, 
b)	 der Anteil, mit dem schriftlicher Arbeiten und schriftlicher 

Lernerfolgskontrollen in die abschließende Leistungsbe­
wertung eingehen, 

c)	 die Fristen zur Ankündigung schriftlicher Arbeiten und 
d)	 die Koordination der Termine für die schriftlichen Arbei­

ten nach den allgemeinen Bestimmungen für die Sekun­
darstufe I. 

3 – Inkrafttreten 

Diese Verwaltungsvorschriften treten mit Wirkung vom 1. Au­
gust 2008 in Kraft. 

Potsdam, den 08.10.2008 

Der Minister für

Bildung, Jugend und Sport


Holger Rupprecht


Rundschreiben 11/08 

Vom 6. Oktober 2008

Gz.: 14.5 - Tel.: 866 - 3645


Handlungsanleitung zur

Umsetzung des § 41 Abs. 4 BbgSchulG


Durchsetzung der Schulpflicht als ultima ratio


Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums des Innern 

(IV/1.1 - 423 - 10) und 


des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport (11/08)

vom 06. Oktober 2008


Vorwort 

Die mit der Schulgesetzänderung zum 1. August 2007 in 
Kraft getretenen Ergänzungen des § 41 BbgSchulG ver­
stärken noch einmal die Bedeutung der Verantwortung, die 
den Eltern und den Schulen bei der Durchsetzung der 
Schulpflicht zukommt. Als besondere Maßnahme ist es den 
staatlichen Schulämtern des Landes nunmehr möglich, 
Schülerinnen und Schüler, die gegen die Schulpflicht ver­
stoßen bzw. die in § 37 Abs. 1 und § 45 Abs. 2 BbgSchulG 

genannten Untersuchungen verweigern, mit unmittelbarem 
Zwang der Schule zuzuführen. Die entsprechenden forma­
len rechtlichen Voraussetzungen sind den Schulämtern be­
kannt. Die staatlichen Schulämter als Vollstreckungsbehör-
den entscheiden, ob sie für die Durchführung des unmittel­
baren Zwangs die Polizei um Vollzugshilfe bitten oder die 
Maßnahme selbständig durchführen. Soweit die Polizei um 
Vollzugshilfe gebeten wird, soll die Handlungsanleitung den 
staatlichen Schulämtern und der Polizei eine Orientierungs­
hilfe für die praktische Umsetzung einer solchen Maßnah­
me geben. Sie ist so gestaltet, dass die praktische Umset­
zung pädagogisch sinnvoll wirkt und die Durchführung der 
Maßnahme keine negative Entwicklung bei den Schülerin­
nen und Schülern hervorruft. Hierauf haben die staatlichen 
Schulämter als auch die Polizeikräfte stets zu achten. 

1.	 Pädagogisches Handeln 

Vor der Zuführung der Schülerin oder des Schülers müssen die 
Schulleiterin oder der Schulleiter nachweislich prüfen, ob alle 
pädagogischen Möglichkeiten, die unterhalb der Anwendung 
des unmittelbaren Zwangs stehen, ausgeschöpft wurden. Dem 
staatlichen Schulamt geht eine Gesamtübersicht aller bisher ein­
geleiteten Maßnahmen zu. Hierzu gehört u. a., dass die Schüle­
rin oder der Schüler 

-	 eindringlich und wiederholt auf die Folgen der Schulver­
weigerung hingewiesen wurde, 

- mit ihr oder ihm versucht wurde, die Probleme, die in Zu­
sammenhang mit der Verweigerung des Schulbesuchs ste­
hen zu lösen und 

- die Eltern einbezogen wurden. 

Vertiefend wird zu der Verpflichtung, durch pädagogisches und 
verfahrensmäßiges Handeln unentschuldigtes Fernbleiben von 
der Schule zu verhindern, auf das Rundschreiben 31/01 des 
Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport vom 2. November 
2001 „Grundsätze zur Vermeidung, Feststellung und Behand­
lung von Schulverweigerung“ hingewiesen, das im Rahmen 
der Verwaltungspraxis weiterhin anzuwenden ist. Von ganz be­
sonderer Bedeutung ist, dass die Eltern frühzeitig und umfas­
send einbezogen worden sind. Soweit dies gar nicht oder kaum 
möglich war, ist das Jugendamt zu beteiligen. 

Die Maßnahmen der Verordnung über Konfliktschlichtung, Er­
ziehungs- und Ordnungsmaßnahmen (Erziehungs- und Ord­
nungsmaßnahmen Verordnung - EOMV) sind in der Regel vor 
der Durchführung des unmittelbaren Zwangs anzuwenden. In 
besonders begründeten Einzelfällen kann das staatliche Schul­
amt darauf verzichten und die Schülerin oder den Schüler so­
fort durch unmittelbaren Zwang der Schule zuführen. 

2.	 Durchsetzung der Schulpflicht 

Die Durchsetzung der Schulpflicht soll unterbleiben, wenn für 
die Lehrkräfte der Schule erkennbar ist, das für das Fernblei­
ben der Schülerin oder des Schülers vom Unterricht nicht die 
Schülerin oder der Schüler verantwortlich ist, sondern das 
Fernbleiben vom Unterricht in dem Verhalten der Eltern be­
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gründet ist. In diesen Fällen ist grundsätzlich von der Schullei­
tung oder dem Schulamt das Jugendamt einzuschalten. 

Die zwangsweise Zuführung erfolgt nur bei Schülerinnen und 
Schüler, die der allgemeinen Schulpflicht unterliegen und soll­
te nur bei Schülerinnen und Schüler ab dem vollendeten 12. Le­
bensjahr angewendet werden. Soweit jüngere schulpflichtige 
Schülerinnen oder Schüler den Schulbesuch verweigern, ist ne­
ben der Ausschöpfung aller anderen Maßnahmen wie Zwangs­
geld und Bußgeld das Jugendamt zu unterrichten. 

Die Zuführung durch unmittelbaren Zwang soll in der Regel 
nur dann erfolgen, wenn bei einer Schülerin oder einem Schü­
ler 20 Schultage zusammenhängend oder insgesamt 30 Schul­
tage im Schulhalbjahr als unentschuldigte Fehlzeiten festge­
stellt wurden und von einer systematischen Schulverweigerung 
ausgegangen werden muss. Soweit alle pädagogischen Maß­
nahmen ausgeschöpft wurden oder diese in Anbetracht des 
Einzelfalls keine Aussicht auf Erfolg versprechen, können auch 
Schülerinnen und Schüler durch unmittelbaren Zwang der 
Schule zugeführt werden, bei denen noch keine grundsätzliche 
schulverweigernde Haltung festzustellen ist, aber das unent­
schuldigte Fernbleiben vom Unterricht bereits regelmäßig auf­
tritt. 

Grundsätzlich ist vor der Durchführung des unmittelbaren 
Zwangs sowohl das Zwangsgeldverfahren als auch das Buß­
geldverfahren durchzuführen. 

Die hier genannten Maßgaben gelten nicht, soweit eine Schüle­
rin oder ein Schüler eine Untersuchung gemäß § 37 Abs. 1 oder 
gemäß § 45 Abs. 2 BbgSchulG verweigert. 

Die Durchführung der Maßnahme ist in der Schülerakte und in 
einer Sachakte beim staatlichen Schulamt zu dokumentieren. 

3.	 Vollzugshilfe 

a)	 Vor der Durchführung der Maßnahme verständigen sich 
das Schulamt und die Polizei über die Durchführung der 
Maßnahme. 

b)	 Die Durchführung der Maßnahme obliegt in erster Linie ei­
ner Schulrätin oder einem Schulrat des staatlichen Schul­
amtes. Die Aufgabe der Polizei beschränkt sich in jedem 
Fall auf die Gewährung von Vollzugshilfe in Form un­
mittelbaren Zwangs mittels einfacher körperlicher Gewalt. 

c)	 Die Schulrätin oder der Schulrat des staatlichen Schulam­
tes führen mit der Schülerin oder dem Schüler das Ge­
spräch. Sie erläutern der Schülerin oder dem Schüler, um 
welche Maßnahme es sich handelt und welcher Zweck da­
mit verfolgt wird. Die Schulrätin oder der Schulrat fordert 

die Schülerin oder den Schüler auf, ihn zur Schule zu be­
gleiten. Erst wenn sich die Schülerin oder der Schüler wei­
gert, die Schulrätin oder den Schulrat zu begleiten, fordern 
diese die Polizei zur Leistung von Vollzugshilfe auf. 

d)	 Das Verbringen der Schülerin oder des Schülers durch die 
Polizei erfolgt mittels einfacher körperlicher Gewalt. 

e)	 Wird die Schülerin oder der Schüler nicht angetroffen, so 
ist die Maßnahme am darauf folgenden Tag zu wiederholen 
bzw. der Aufenthalt des Schülers durch das staatliche Schul­
amt zu prüfen. 

f)	 Sollte die Kontaktaufnahme sowohl mit den Eltern als auch 
mit der Schülerin oder dem Schüler nicht möglich sein, so 
muss das staatliche Schulamt das Jugendamt informieren, 
damit von dort aus weitere Schritte unternommen werden. 

g)	 Sollten die Eltern bei der Durchführung der Maßnahme 
mitteilen, dass die Schülerin oder der Schüler erkrankt ist, 
sollte hierfür von den Eltern an Ort und Stelle eine schrift­
liche Bestätigung verlangt werden. 

h)	 Die Vollzugshilfe durch die Polizeikräfte endet in der Regel 
im Büro der Schulleiterin oder des Schulleiters der Schule, 
dem die Schülerin oder der Schüler zugeführt wurde. 

i)	 Die Schulleiterin oder der Schulleiter der Schule, der die 
Schülerin oder der Schüler zugeführt wurde, legt gegenü­
ber der Schülerin oder dem Schüler im Beisein der Schul­
rätin oder dem Schulrat und der Klassenlehrerin oder dem 
Klassenlehrer noch einmal die Erwartungen der Schule 
über die Einhaltung der Schulpflicht fest. 

4.	 Evaluierung 

Das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport und das Mini­
sterium des Innern sind sich darüber einig, dass die Handlungs­
empfehlung ein Jahr nachdem sie unterzeichnet wurde, ge­
meinsam überprüft wird. 

Potsdam, den 6. Oktober 2008 

Für das Für das 
Ministerium für Bildung, Ministerium des Innern 
Jugend und Sport 

Manfred Walhorn Jürgen Storbeck 




